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Abstract

The article deals with the legal history of the so-

called dual system of industrial relations. In this 

constellation, which is typical for the German 
version of the labour market regime, the institu-

tions of sectoral collective bargaining autonomy, 

based on the principle of association, and compa-

ny autonomy, based on micro-corporatism, are 

linked. Coordination takes place through state 

law as well as the norm-generating practice of the 

actors involved. The article reconstructs the history 

of this dual autonomy, whose beginnings go back 

to the end of the 19th century. Particular emphasis 
is placed on norm-setting in the early Weimar 

Republic, which culminated in the Works Council 

Act of 1920. In its wake, the association model of 

collective bargaining autonomy became the centre 

of the labour market regime, and workplace auton-

omy was relegated to a secondary role. Macro-

corporatist considerations, which also existed in 

the context of the constitutional discussion, took a 
back seat. The article does not provide a history of 

stability. At the end of the Weimar Republic, the 

dual system was the focus of a crisis of confidence 

and of institutions that heralded the end of the 

Weimar social model. The discourse at the time 

was heavily influenced by vehement demands that 

the need of companies for more flexibility be met 

by favouring company agreements over collective 

ones, but the decline of the republic put an end to 
these debates. Finally, the article looks at parallels 

that emerged later in the West German debate on 

the functional deficits of collective bargaining 

autonomy.

Keywords: labour market regime, dual system 

of interest representation, history of normativity
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Gerd Bender

Duale Autonomie. Zur Rechtsgeschichte des 
Arbeitsmarktregimes*

I. Perspektive

Als Otto Kahn-Freund, zu diesem Zeitpunkt als 

Arbeitsrechtswissenschaftler längst schon zu gro-

ßem Ruhm gelangt, auf einen Text zurückblickte, 

den sein Lehrer und Mentor Hugo Sinzheimer 

viele Jahrzehnte zuvor in die frühe Weimarer 

Debatte um das Arbeitsmarktregime1 eingebracht 
hatte, war diese Rückschau von einer gewissen 

Fassungslosigkeit gekennzeichnet. Er erachtete 

Sinzheimers Aufsatz über die Zukunft der Arbei-

terräte von 19192 »ganz einfach als eine Ver-

irrung«,3 die quer lag zu dem, was der Autor des 

fundamentalen Werks über den »Korporativen 

Arbeitsnormenvertrag« von 19074 jemals – vor 

1919 und danach – für richtig und zukunftsträch-
tig gehalten hatte. In diesem Werk hatte Sinzhei-

mer in einer aufwändigen arbeitsrechtstheoreti-

schen Anstrengung versucht, die normative, also 

unmittelbare und zwingende Wirkung der Tarif-

vertragsbestimmungen auf die Einzelarbeitsver-

hältnisse zu begründen: Normsetzung durch die 

frei gebildeten Koalitionen der Arbeitsmarktpar-

teien im Wege des Kollektivvertrags als Königs-

weg aus der Unter-Regulierung des industriellen 
Arbeitsverhältnisses mit all ihren explosiven Fol-

gen, die damals als gesellschaftliches Großrisiko 

empfunden und in den unermüdlichen Foren der 

Sozialpolitik aufs Breiteste debattiert wurden.

Nun, im Chaos der Revolutionszeit,5 rückte 

Sinzheimer – in einer publizistischen Sekunde – 

von diesem Modell des freien kollektiven Verhan-

delns der freien Arbeitsmarktkoalitionen ab, das er 

mit Vehemenz verfochten hatte. Plötzlich schien 

Sinzheimer dieses voluntaristische Modell, als des-

sen vielleicht bedeutendster Promotor er bis heute 

gilt, zu verwerfen. Jetzt sollten »Arbeiterräte« ins 

Zentrum der Normsetzung einziehen und gemein-

sam mit denVertretungen der Arbeitgeber über die 

Arbeitsnormen beschließen. Die Gewerkschaften 

wurden als Zwangsverbände konzipiert, die ihre 
Delegierten in die arbeitskammerähnlichen Räte 

entsandten. Gewerkschaften und Arbeitgeberver-

bände galten nun also als die auf Zwangsmitglied-

schaft begründete Basis einer korporatistischen 

Organisation neben dem Staat im hoheitlichen 

Rahmen.

Über die Gründe, die Sinzheimer zu diesem 

»Ausreißer« bewogen haben, lässt sich spekulieren. 
Man kann mit Kahn-Freund auf Erklärungen ver-

zichten. Oder mit einem hochrangigen sozialde-

mokratischen Rechtspolitiker jener Zeit vermuten, 

»daß man die Räte nur deshalb auf die Tarifbewe-

gung loslassen und irgendwie unterbringen will, 

weil sie auf politischem Gebiet unbequem sind«.6

Was man aber sagen kann: In Hinblick auf Sinz-

heimer speziell mochte man den Vorschlag, auf 

Korporatismus zu setzen und die Idee der Ord-
nung durch freies kollektives Verhandeln zu ver-

abschieden, als befremdlich empfinden. In der 

allgemeinen Debatte, die man im Reich seit den 

1890er Jahren führte, war die Idee einer korpora-

tistischenVersion von Governance allerdings durch-

aus weit verbreitet. Im Kaiserreich, auch im Reichs-

tag selbst, wurde eine intensive Debatte über Ar-

beitskammern geführt;7 im Verein für Socialpoli-

* Überarbeitete Fassung des Vortrags 
»Systembildung. 1890–1920«. Jahres-
tagung »Geschichte der Betriebsver-
fassung« des Kooperationsprojekts 
»Initiative Arbeitsrechtsgeschichte« 
(MPI für Rechtsgeschichte und 
Rechtstheorie / Hugo Sinzheimer 
Institut), 2021.

1 Zum Regimebegriff im Kontext des 
Governance-Konzepts Benz / Dose
(2010) insbes. 264–270; speziell zu 
»Arbeitsmarktregime« Lessenich
(1995) 49–98 und Wood (2001);

zum umfassenderen Konzept »Pro-
duktionsregime« kurz Teubner
(2014) 7; Duve (2021) zu Dimensio-
nen des Regimebegriffs in der rechts-
historischen Forschung.

2 Sinzheimer (1976).
3 Kahn-Freund (1976) 18.
4 Sinzheimer (1977).
5 Sinzheimer (1921) 7.
6 Heinemann (1919) 417. Es folgt eine 

signifikante Konkretisierung der Kri-
tik: »Was Sinzheimer ausführt, löst 
das Problem der Arbeiterräte nicht. 

Damit vernichtet man nur das Wesen 
des Tarifvertrags (was Sinzheimer, der 
verdienstvolle Theoretiker des Tarif-
vertrags, der auf diesem Gebiet 
Bahnbrechendes und Grundlegendes 
geleistet hat, natürlich nicht im ent-
ferntesten will) und greift in das 
ureigene Gebiet der Gewerkschaften 
ein […].«

7 Siehe Däubler / Kittner (2020) 
113–116.
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tik, der bedeutendsten sozialpolitischen Bühne des 

Kaiserreichs, sorgte die Frage für scharfe Kontro-

versen.8 Und noch im Übergang vom Kaiserreich 

zur Weimarer Republik brachte Brentano – mit 

Unterstützung aus den Freien Gewerkschaften, wie 
betont werden muss – ein Modell in die Debatte 

um die kommende Tarifautonomie ein, das, Sinz-

heimers »Abweg« von 1919 nicht ganz unähnlich, 

korporatistisch geprägt gewesen ist.9

Historisch »durchgesetzt« hat sich das Tarif-

rechtsmuster, wie wir es heute kennen, mit freien 

Assoziationen als Akteuren und freien kollektiven 

Verträgen als normerzeugendem Instrument. Ver-

schwunden ist die Option Korporatismus aber 
nicht zur Gänze, wie die viel später angestoßene 

große Debatte um »Neo-Korporatimus«10 als Fall 

einer hybriden Governance es belegen mag. Vor 

allem aber – und im Kontext unserer Skizze Ge-

genstand – wurden die »großen« Vereinigungen 

von Kapital und Arbeit, die das Assoziationsmodell 

tragen, von Anfang an von den »kleinen« betriebs-

bezogenen Räten flankiert, wie immer die Kom-
petenzen zwischen den Arenen zu verschiedenen 

historischen Zeiten auch konkret verteilt sein 

mochten. Gemeinsam und miteinander verfloch-

ten trugen diese ungleichen Organisationen das 

Regime des Arbeitsmarkts, das für den neuartigen 

Interventionsstaat mitentscheidend werden sollte. 

Dieses Regime wurde überaus relevant für die 

Gesellschaften des expansiven Kapitalismus, in de-

nen sich, wie Osterhammel in seinem fulminanten 
Buch über »Die Verwandlung der Welt« notiert,

»das Ideal des einfachen Regierens und des 

kleinen Staates verflüchtigte. Neuartige Mittler-

instanzen machten sich breit. Zwischen Volk 

und Regierende schoben sich nicht länger alter-

tümliche Stände, sondern Bürokratien, politi-

sche Parteien, Syndikate, Gewerkschaften, Inte-

ressenverbände und Lobbies aller Art. […] Die 

so rationellen und einfachen politischen Syste-

me des klassischen Liberalismus wurden zu 
ziemlich komplizierten Angelegenheiten.«11

Wir blicken in diesem Beitrag – anhand deut-

scher Geschichte, wie man betonen muss – auf 

Konturen des sich formierenden Regimes, auf 

einen prägnanten Aspekt dieser von Osterhammel 

beschriebenen großen Komplizierung, also auf das 

Ensemble aus Regeln, Praktiken und Theorie der 

kollektiven Arbeitsbeziehungen. Wir behandeln in 
groben Zügen die Historizität des »dualen Systems 

der industriellen Beziehungen«,12 jener historisch 

überaus voraussetzungsvollen Konfiguration, in 

der die arbeitsmarktpolitischen Koalitionen (Ge-

werkschaften, Arbeitgeberverbände) als Kräfte der 

sektoralen Mesoebene mit den auf der Mikroebene 

der Unternehmen agierenden Betriebsräten koexis-

tieren, koordiniert durch selbstproduzierte, praxis-
generierte Normativität und durch das kollektive 

Arbeitsrecht des Staates.13

Dieses duale System gehörte seit den frühen 

Zeiten der industriellen Ordnung zur Realität, ja 

mehr und mehr zum Kernbestand des Arbeits-

marktregimes, das dem ökonomischen Handeln 

einen Rahmen vorgab und vorgibt – trotz aller 

Krisen und Bifurkationspunkte, die es während 

dieser langen Dauer gegeben hat. Diese Struktur 
begleitet den »wirtschaftspolitisch aktiven Inter-

ventionsstaat«, der sich noch während des Kaiser-

reichs formierte, bis in unsere Gegenwart hinein. 

Sie ist bezogen auf das Basisproblem dieser ambi-

tionierten Staatlichkeit, das Stolleis beschrieben 

hat:

8 Zum »Verein« aus arbeitsrechtshisto-
rischer Sicht Becker (1995) 151–218.

9 Dazu Preller (1949) 256 und wie-
derum Heinemann (1919) 414–416. 
Brentanos Vorschlag sah freilich von 
Zwangsverbänden ab und bejahte die 
Möglichkeit von Arbeitskämpfen als 
Ultima Ratio ausdrücklich.

10 Die Debatte um »Neo-Korporatis-
mus« oder »Liberalen Korporatis-
mus« oder »Bargained Coporatism« 
hat die politische Wissenschaft des 
ausgehenden 20. Jahrhunderts in 
außerordentlicher Weise bewegt. 

Sie hatte die intensivierte Interaktion 
zwischen Staat und Verbänden zum 
Gegenstand. Anders als im »klassi-
schen« Korporatismus bleiben die 
Verbände im Neo-Korporatismus als 
freie Organisationen dem Assozia-
tionsprinzip verpflichtet. Sie werden 
aber durch Anreize und rechtliche 
Steuerungsmaßnahmen in die Politik 
des Staates (»regulierte Selbstregulie-
rung») eingebettet, dessen Förderung 
ihrer Organisationsinteressen sie sich 
im Gegenzug gewiss sein können. 
Das duale System der industriellen 

Beziehungen, dessen Evolution wir 
beobachten, begünstigte die neo-kor-
poratistische Integration der Arbeits-
marktkoalitionen zusätzlich. Zum 
Ganzen Streeck (1999); zur histori-
schen Dimension Nocken (1981).

11 Osterhammel (2009) 906.
12 Zu diesem bedeutenden Themenfeld 

der Industriesoziologie das Standard-
werk von Keller (1995) 78–81.

13 Zur historischen Dimension Bender
(2007) 247–258.
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»Während der liberale Staat sich auf die Ge-

fahrenabwehr beschränken und die freie Gesell-

schaft im Übrigen ihrer eigenen Dynamik über-

lassen wollte, übernahm der Interventionsstaat 

wieder die Verantwortung für Funktionsfähig-
keit und Wohlstand der Gesellschaft. Das ver-

schafft ihm, wie wir heute am Anfang des 

21. Jahrhunderts viel deutlicher sehen, einen 

unerhörten Zuwachs an Macht. Auf der ande-

ren Seite wurde er dadurch in neuer Weise 

schwach und anfällig, angewiesen auf die Ge-

sellschaft, die er hoheitlich zu steuern hatte.«14

Mit dem arbeitspolitischenVerhandlungssystem 
erwuchs dieser großen Komplikation, mit ihren 

typischen Verschränkungen von Macht und Ohn-

macht, eine tragende Säule. Zuständig für die 

Anwendungsbedingungen, besonders aber für den 

Ertrag der abhängigen Arbeit, wurde es für das 

neuartige wohlfahrtsstaatliche Großregime wesent-

lich – im strikten Sinne »systemrelevant«, wie man 

im Tonfall unserer Jetztzeit vielleicht sagen würde. 
Schon sehr früh, fast noch am Anfang der Ent-

wicklungen, die wir beobachten, hat das sozial-

politische Mastermind Gustav Schmoller – erfasst 

von zeittypischer Revolutionsangst – das Erforder-

nis eines funktionsfähigen Arbeitsmarktregimes in 

drastischer Weise zum Ausdruck gebracht. Man 

habe »heute nur die Wahl zwischen der kom-

menden socialen Revolution, welche unsere ganze 

wirtschaftliche Kultur begraben kann, und zwi-
schen einem Mitreden der Arbeiter in Form der 

englischen Gewerkvereine und in Form der be-

scheidenen Arbeiterausschüsse.«15 Im Kontext des 

»Neuen Kurses«, am Anfang der Ausdifferenzie-

rung der neuartigen Institutionen, postuliert 

Schmoller den arbeitspolitischen Aufbruch. Und 

er zeigt auf, an wen man sich dabei in besonderer 

Weise zu halten haben wird. Es sind die industriel-
len Koalitionen und die Räte, deren Koexistenz und 

Kombination die Trift des kommenden Verhand-

lungssystems und des Arbeitsmarktregimes in der 

langen Geschichte, die folgen sollte, bestimmten.

II. Dualismus: Tarifautonomie und 
Betriebsautonomie

Im Zentrum der kollektiven Arbeitsbeziehun-

gen und deren Recht steht zuvörderst die Tarif-

autonomie der industriellen Koalitionen als basale 

Einrichtung – nach zögerlichen, ja im hohen Maße 

fragilen Anfängen im 19. Jahrhundert und immer 

wieder aufflammenden Krisen und so mancher 

Ermüdung, wie man hinzufügen sollte.16

Dort, wo Tarifverträge Geltung erlangen, ver-

fügt das ökonomische System über einen Mecha-

nismus der Selbstregulierung, der eine Alternative 

sowohl zum freien Arbeitsvertrag als auch zum 

staatlichen Eingriff anbietet. Die Anreicherung des 

ökonomischen Systems durch Tarifautonomie 

schafft die Möglichkeit einer subsysteminternen 

Politik der Wirtschaft. Die selbstregulative Begren-
zung der individuellen Vertragsfreiheit ermöglicht 

es, die evolutionäre Errungenschaft der Vertrags-

freiheit auch mit Blick auf die Arbeitswelt zu 

konsolidieren. Das heißt: Je legitimer und effekti-

ver die Ordnung ist, die so entsteht, umso geringer 

der Anreiz zu öffentlich-rechtlichen Lösungen, für 

die Lohngesetzgebung des Sozialstaats, für staat-

liche Zwangsschlichtung, für Experimente mit 

hartem, »öffentlich-rechtlichem« Korporatismus; 
Tarifautonomie statt guther Policey in noch so 

neuzeitlich wirkenden Erscheinungsformen, sozia-

le Autonomie auch und gerade als Bastion des 

ökonomischen Systems gegen sozialstaatliche Ex-

pansion, als Palliativ gegen politische Fremdsteue-

rung, als interne Politik17 des Wirtschaftssystems. 

In der Welt der industriellen Verbände und der 

Verträge, die sie schließen, ihrer Kämpfe, ihrer 
Dispute und der Konventionen, die sie dem Ver-

handlungssystem zu Grunde legen, verteidigt man 

14 Stolleis (2001) 14.
15 Schmoller (1890) 436 f.
16 Zur Institutionengeschichte jetzt 

Rückert (2019); insgesamt Kittner
(2005); zur Theorieseite etwa Bender
(2006).

17 Zu diesem Konzept Luhmann (2010) 
und dort das Kapitel »Politik in der 
Gesellschaft und in anderen Sozial-
systemen«.
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den ökonomischen Eigensinn und deckelt politi-

sche Steuerungsambitionen.

Zugleich aber entstehen mit dem industriellen 

Verhandlungssystem neue, indirektere Chancen 

des Staates, auf wirtschaftliche Abläufe einzuwir-
ken. Der Staat konditioniert das Verhandlungs-

system mit seinem Arbeitsrecht, in Deutschland 

anders als in England eine zu keinem Zeitpunkt 

via »Immunity« verworfene Option.18 Im Gegen-

teil: Die Politik der Einbettung des kollektiven 

Verhandelns in eine juridische Ordnung wurde 

noch zu Zeiten der Reichsgewerbeordnung durch 

Wissenschaft und Rechtsprechung auf den Weg 

gebracht und im Laufe der Institutionengeschichte 
immer weiter ausgebaut.

Jenseits dieser Verrechtlichung der industriellen 

Beziehungen wurden die neuen Organisationen 

aber auch noch auf einer anderen, weicheren 

Ebene zum Gegenstand eines inklusiven Staates. 

Der post-liberale Staat lernte es, den wirtschafts- 

und arbeitsmarktpolitischen Erfolg zu suchen, in-

dem er die Verbände am Prozess der Politik be-
teiligte. In dieser dynamischen Konstellation des 

»Semisovereign State«19 sehen wir einen tiefgrei-

fenden Wandel des Politischen. Das politische 

System nimmt an Komplexität und innerer Diffe-

renziertheit zu. Seine zentrale Organisation, der 

Staat, bildet das Zentrum des Systems. Die politi-

sche Peripherie ist mit intermediären Verbänden 

besiedelt, die sich als Kollektivpersonen im Wege 

der Inklusion ins politische System verwickelt se-
hen, ohne ihre Position im Wirtschaftssystem ein-

zubüßen.20

Aber, wie bereits hervorgehoben: Gewerkschaf-

ten und Arbeitgeberverbände befinden sich in der 

industriellen Arena mit ihrer Tarifautonomie eben 

nicht allein auf weiter Flur. Der Pfad, auf dem das 

Institutionengefüge seit Kaisers Zeiten prozessiert, 

ist schon bald durch den Dualismus von Gewerk-
schaft und Betriebsrat, von Tarifautonomie und 

Betriebsautonomie, von Tarifvertrag und Betriebs-

vereinbarung, von sektoraler und unternehmens-

bezogener Regulation geprägt: von einer komple-

xen Autonomielage, wenn man so will.21

Wichtiges an dieser Betriebsautonomie erinnert 

an die tarifautonome Sphäre: DieVerrechtlichung, 

von der wir sprachen, ist auch hier an allen Ecken 

und Enden präsent – und dies noch viel eindring-

licher, als es bei der verrechtlichten Tarifautonomie 
der Fall ist. In der Regie des Betriebsverfassungs-

rechts entfaltet die Betriebsvereinbarung, der wich-

tigste Kontrakt, den die Betriebsautonomie gene-

rieren kann, unmittelbare und – heutzutage, wie 

zu betonen wäre – zwingende Wirkungen ganz so 

wie der Tarifvertrag auch, so dass sich die regula-

torischen Verhältnisse gleichsam verdoppeln.

In anderen Hinsichten befinden wir uns aller-

dings in einer distinkten Welt der Regulierung.
Dies gilt für die unbedingte Friedenspflicht, 

die Arbeitskämpfe zwischen den Betriebsparteien 

ausschließt. Dies gilt für die Zulässigkeit einer 

Zwangsschlichtung, wie sie aus dieser Friedens-

pflichtkonzeption notwendigerweise resultiert. 

Und dies gilt für die Zwangsrepräsentation, die 

sich die Mitglieder der Belegschaft gefallen lassen 

müssen, gleich, ob sie eine Vertretung durch den 
Betriebsrat und die Geltung der Betriebsvereinba-

rungen für sich wünschen oder nicht, wenn und 

solange ein Betriebsrat überhaupt gewählt worden 

ist. Anders als bei den industriellen Koalitionen 

der Fall, stehen Exit-Optionen den Teilnehmern an 

der Betriebsautonomie nicht zur Verfügung. Etwas 

anderes als »Voice« – bei den Betriebsratswahlen 

und anderen mehr informellen Gelegenheiten – 

wird nicht geboten. Die Inklusion der Arbeitneh-
mer in die Interessenvertretung ist in diesem Re-

gimebereich weit vorangetrieben.

III. Formierung

Wie wir gezeigt haben, besteht dieses im Län-

dervergleich ziemlich einzigartige duale System 
aus zwei Komponenten, die sich – beide dem Ziel 

der Arbeitsmarktregulierung verschrieben – in 

wichtigen Punkten unterscheiden. Vor allem fol-

gen sie unterschiedlichen Prinzipien der Repräsen-

tation. Die Tarifautonomie basiert auf dem Ge-

18 Zur differenten englischen Arbeits-
verfassung etwa Steinmetz (1999) 
insbes. 92–94.

19 Katzenstein (1987).
20 Zu Gewerkschaften als Organisatio-

nen mit mehrfacher teilsystemischer 
Zuordnung Luhmann (2017) 256.

21 Siehe jetzt zur Geschichte der Be-
triebsverfassung auch im Folgenden 
die Gesamtdarstellung Däubler /
Kittner (2020) mit umfassenden 
Informationen.
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danken der Assoziation, der freien Vereinigung 

also, während die Betriebsautonomie jenseits des 

Voluntarismus existiert, als mikro-korporatistische 

Institution im strikten Sinne. So entgegengesetzt 

die Prinzipien aber auch sind, die den Regelungs-
mechanismen zugrunde liegen: Es handelt sich 

eben doch um Komponenten eines Systems. Sie 

stehen nicht einfach nebeneinander wie Konkur-

renten in der Arena der Regulation. Sie sind hin-

gegen aufs engste verflochten und treten normativ 

koordiniert in Erscheinung.

Dieses dualeVerhandlungssystem der verbunde-

nen Autonomien war dabei nicht etwa die Frucht 

eines Masterplans, den eine arbeitspolitische Zen-
trale entwickelt und implementiert hätte, so be-

deutsam politische Inputs an verschiedenen Stel-

len des Pfades auch gewesen sind. Es war die 

Mühle der Geschichte, notorisch rücksichtslos ge-

genüber Prinzipien und für jede Volte zu haben, 

die dieses komplizierte Geflecht der Institutionen 

produzierte.

Die Geschichte dieses Mehrebenensystems22

führt, wie so viele andere Institutionen der Arbeits- 

und Sozialpolitik auch, zurück ins deutsche Kaiser-

reich, genau genommen in die post-bismarckschen 

Jahre, eine Zeit der Chancen für große sozialpoli-

tische Innovationen und Institutionalisierungen. 

An diesem historischen Ort – in den programma-

tischen Zeugnissen des Kathedersozialismus zu-

mal – lässt sich eine außergewöhnliche Varianz 

der arbeitspolitischen Möglichkeiten beobachten, 
die Abelshauser vom Kaiserreich als Laboratorium 

der Sozialpolitik sprechen ließ.23 Im arbeitspoliti-

schen Repertoire fehlte es nicht an der Vielfalt der 

Ideen und Konzepte. Es mangelte aber spürbar an 

der Fähigkeit, zu selektieren und die getroffenen 

Entscheidungen zu stabilisieren.

Das Bild einer Disparität von großem Diskurs, 

bestenfalls minimalistischer Implementation und 
gegenläufiger Politiken der Desintegration und Ex-

klusion, das sich von jener arbeitspolitischen Epo-

che zeichnen lässt und das von einer auf »Arbeiter-

bewegung« fokussierenden Sozialgeschichte lange 

gepflegt und zugespitzt wurde, darf aber den Blick 

auf die andere Seite, die es auch gab, und damit 

auf die Ambivalenz des Arbeitsmarktregimes nicht 

verstellen. Das Tarifvertragswesen war auf dem 

Vormarsch, nicht in der Schwerindustrie, aber in 

den Sektoren des Konkurrenzkapitalismus mit 

einiger Verve, wo die Gewerkschaften nach dem 

Ende des Sozialistengesetzes trotz starken Wider-
stands der Gegenseite zu Großorganisationen he-

ranwuchsen. In rechtlicher Hinsicht lassen sich 

inklusionsfreundliche Veränderungen des Vereins-

rechts ebenso verzeichnen wie erste zukunftswei-

sende Modernisierungsschritte des privatrechtli-

chen Arbeitskampfrechts, bei Fortbestand der straf-

rechtlichen Probleme freilich, über die in der 

Arbeitsrechtsgeschichte so viel geschrieben worden 

ist.24 Die 1890 geregelte und auf Konsens gepolte 
Gewerbegerichtsbarkeit florierte. Die schuldrecht-

liche Verbindlichkeit der Tarifverträge wurde vom 

Reichsgericht noch vor dem Weltkrieg festgestellt, 

ohne dass aber eine rechtlich ausreichende Lösung 

für das Problem der normativen Wirkung gefun-

den werden konnte.25

Nicht zuletzt brachte der viel beschriebene 

Neue Kurs, der mit dem Übergang der Reichs-
kanzlerschaft von Bismarck auf Caprivi im Jahre 

1890 einsetzte, den Einstieg in die betriebliche 

Interessenvertretung durch Ausschüsse, die von 

der Belegschaft bestimmt werden.26 Der Schritt, 

der nach der kaiserlichen Botschaft des Jahres 1890 

gegangen wurde, war zögerlich und ohne große 

Kraft, wie in den Verhandlungen klar zutage trat. 

Gleichwohl: Die sozialpolitische Entscheidung für 

die Ausschüsse war doch ein signifikanter Beitrag 
zu einer Arbeitspolitik neuen Stils, die sich step by 
step, fast schon inkrementell, in den Gründerjah-

ren des Mehrebenensystems herauskristallisierte.

Die neuen §§ 134 a–h GewO brachten keine 

zwingende betriebliche Interessenvertretung mit 

sich. Vom Bergbau abgesehen, blieb es bis zum 

Hilfsdienstgesetz von 1916 dabei, dass die Einrich-

tung von Arbeiterausschüssen zur Disposition des 
Unternehmens stand. Immerhin mochte die neu 

begründete Pflicht, die Belegschaft vor Erlass der 

jetzt zwingend vorgeschriebenen Arbeitsordnung 

anzuhören, und die Möglichkeit, diese Anhörung 

durch die Anhörung des Arbeiterausschusses zu 

ersetzen, schon aus Zweckmäßigkeitsgründen für 

die Ausschüsse sprechen. Dort, wo sie bestanden, 

22 Zum Konzept des Mehrebenen-
systems Benz (2010).

23 Abelshauser (2003), Kapitel II:
Das Kaiserreich – Treibhaus der 
Institutionen (23ff.).

24 Zur ambivalenten Situation im spä-
ten Kaiserreich z. B. Bender (2021) 
277–280.

25 Siehe zum Tarifrecht im späten Kai-
serreich nur Ramm (1961) 36–47.

26 Siehe dazu auch die rechtshistorische 
Pionierleistung von Rückert /
Friedrich (1979).
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blieben ihre Befugnisse, von diesem Anhörungs-

recht abgesehen, von Rechts wegen rudimentär. 

Aber von der Rechtslage abgesehen: Die Frage 

danach, wie es in der betrieblichen Praxis in den 

vielzähligen Einzelfällen aussah, eröffnet ein inte-
ressantes Feld der wissenschaftlichen Vertiefung.27

Nicht nur die – geradezu modern wirkende – 

Entscheidung des Gesetzgebers für die Regelungs-

variante des soft law, auch die abwehrende Grund-

haltung vieler Arbeitgeber, besonders aber die zu-

nächst ganz unverhüllte Gegnerschaft der sozialis-

tischen Arbeiterbewegung standen einem schnel-

len Avancement der Räte entgegen.28 Man fürch-

tete die Ausschüsse als Kristallisationspunkte für 
»gelbe« Tendenzen und als Mittel, die »freien« 

Gewerkschaften aus den Betrieben zu exkludieren. 

Teuteberg hat in seiner großen Arbeit zur indus-

triellen Mitbestimmung29 gezeigt, wie diese Aver-

sionen allmählich in den Hintergrund traten. So-

weit Betriebsvertretungen bestanden, lernten die 

Gewerkschaften die dezentralen Institutionen als 

Instrumente ihrer eigenen Tarifpolitik zunehmend 
schätzen. Die Sicht auf die Räte als »verlängerter 

Arm der Gewerkschaft im Betrieb«30 fand immer 

mehr Anhänger. Die Gewerkschaften setzten den 

Ausschüssen gegenüber auf Inklusion und schufen 

so die koalitionsinternen Voraussetzungen des dua-

len Systems.

Der Durchbruch zu einer obligatorischen Be-

triebsvertretung wurde durch das berühmte Ge-

setz über den Vaterländischen Hilfsdienst von 1916 
und das nicht minder prominente Arbeitsgemein-

schaftsabkommen vom November 1918 erzielt. 

Das Hilfsdienstgesetz verfügte die zwingende Er-

richtung ständiger, von den Arbeitnehmern ge-

wählter Arbeiterausschüsse in den kriegswichtigen 

Betrieben der gewerblichen Wirtschaft, sofern die-

se mindestens 50 Arbeiter beschäftigten. Zugleich 

wurden Ausschüsse und Arbeitgeber auf Koopera-
tion und »gutes Einvernehmen« festgelegt.

Das Arbeitsgemeinschaftsabkommen vom No-

vember 191831 hat den Errichtungszwang für die 

Friedenswirtschaft aufrechterhalten, vor allem aber 

die Verhältnisse zwischen Gewerkschaften und Be-

triebsräten jetzt ganz offen im Sinne einer Domi-

nanz der Tarifautonomie strukturiert und wurde 

mit dieser Entscheidung wegweisend für alles, was 

später kommen sollte. Der Ausschuss habe die 

Aufgabe, »in Gemeinschaft mit dem Betriebsunter-

nehmer darüber zu wachen […], daß die Verhält-
nisse des Betriebes nach Maßgabe der Kollektiv-

vereinbarungen geregelt werden«. Damit hatte 

das gewerkschaftliche Idealbild des kollektiven 

Verhandlungssystems in der viel beschworenen 

»Magna Charta der deutschen Gewerkschaften« 

seinen gleichsam reinen Ausdruck gefunden. Die 

Betriebsvertretungen spielten als »Tarifpolizei«32

eine nützliche, dem vorherrschenden Regulativ 

Tarifautonomie aber dienend nachgeordnete Rol-
le. Eigenständige Kompetenzen waren nicht vor-

gesehen, schon gar nicht in Form von Mitbestim-

mungsrechten, die dem von den Arbeitgebern 

nun endlich bewilligten Vertretungsmonopol der 

Gewerkschaften hätten Konkurrenz machen kön-

nen. Als die Tarifvertragsverordnung vom Dezem-

ber 1918 diese Regelungsmuster in ihrem betriebs-

verfassungsrechtlichen Teil ratifizierte, war im re-
volutionären Deutschland ein kollektives Arbeits-

recht entstanden, das die Gewerkschaften als Sie-

ger auf ganzer Linie erscheinen ließ.Von Staat und 

Arbeitgebern anerkannt und ausgestattet mit um-

fassenden Garantien der Tarifautonomie, schien 

der Weg, den die Legiensche Generalkommission 

seit den 1890er Jahren beschritten hatte, von 

Erfolg gekrönt. Und dass jetzt eine betriebliche 

Zwangsvertretung im Dienst der Tarifautonomie 
und der Gewerkschaften bestand, schien das Bild 

der Befestigung der Verbandsmacht zu runden.

IV. Betriebsrätegesetz

Die weitere Entwicklung ließ den Gewerkschaf-

ten nur wenig Zeit, sich auf den Organisations-
erfolgen auszuruhen. Die emergente revolutionäre 

Betriebsrätebewegung gefährdete das mit dem 

Stinnes-Legien-Abkommen und der Tarifvertrags-

verordnung eben erst konsolidierte Mehrebenen-

system in gravierender Weise. Schon bald aber, 

und bereits im anlaufenden Prozess der Weimarer 

27 Einen empirischen Zugriff versucht 
ein neues Forschungsprojekt des MPI 
für Rechtsgeschichte und Rechts-
theorie; dazu Wolf et al. (2022) in 
diesem Heft. Wegweisend Plumpe
(1999).

28 Für charakteristische Kritik siehe den 
einflussreichen Beitrag von Schippel
(1890/91).

29 Teuteberg (1961) 490–498. Dort 
(493) auch zur zwischenzeitlich ver-
änderten Position Schippels.

30 Flatow (1924) 398.
31 Zu diesem Abkommen umfassend 

Krüger (2018). Einordnungsversuch 
durch Bender (2021) 282–285.

32 Fraenkel (1966) 107.
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Verfassungsgebung nicht mehr zu negieren,33

zeigte sich, dass es sich nicht wirklich um den 

Aufstieg eines gefährlichen Rivalen in der Arena 

der industriellen Regulation handelte, sondern um 

ein zunächst vehementes, dann aber schnell ab-
flauendes Kurzzeitproblem. Bereits das Betriebs-

rätegesetz von 1920 atmete wieder den Geist der 

Normalisierung und unterstrich das Modell der 

dualen Autonomie, das im Arbeitsgemeinschafts-

abkommen kodifiziert worden war. Es folgte in 

seinen Grundzügen den gewerkschaftlichen Vor-

stellungen. Kurz gesagt: Das Gesetz hielt an der 

»Subordination des Betriebsrates gegenüber der 

Gewerkschaft, seiner Stempelung zum gewerk-
schaftlichen Vorwerk im Betriebe« fest.34

So wurde den Koalitionen ein Konfliktaus-

tragungsmonopol eingeräumt, während die Räte 

durch § 66 in ihrer Interaktion mit dem Arbeitge-

ber auf Wirtschaftsfriedlichkeit und Kooperations-

geist verpflichtet wurden. Neben dieser Festlegung 

der Räte auf eine Interessenvertretung mit ge-

bremstem Schaum wurde die Suprematie desTarif-
vertragssystems aber vor allem durch die Kompe-

tenzverteilungsnormen unterstrichen.35 Über die 

grundsätzliche Bestimmung des § 836 hinaus fan-

den sich im Gesetz »zahlreiche Sicherungsbestim-

mungen der Gewerkschaften dagegen, dass die 

Organisationen durch die Betriebsräte verdrängt 

oder in ihrem Aufgabenkreis beeinträchtigt wer-

den«.37 In dieser Hinsicht von größtem Belang 

waren die Regeln des § 78 Ziff. 2.38 Diese Norm 
räumte den Räten zwar einerseits die Befugnis ein, 

Betriebsvereinbarungen über materielle Arbeits-

bedingungen zu schließen und führte damit ein 

tragendes Element des dualen Systems, wie wir 

es heute kennen, in die betriebsverfassungsrecht-

liche Ordnung ein. Zugleich aber wurde die Kom-

petenz, betriebliche Kollektivverträge zu schließen, 

auf tarifvertragsfreie Räume begrenzt und setzte 

auch dort das Benehmen mit den zuständigen 

Koalitionen voraus. Und schließlich ebenfalls 

wichtig und das Bild der untergeordneten Betriebs-

autonomie abrundend: Die Betriebsvereinbarung 
wirkte zwar unmittelbar auf die Arbeitsverhält-

nisse ein, so wie der Tarifvertrag dies tat. Ihre 

Normen waren aber – anders als später durch die 

Gesetzgebung der Bundesrepublik vorgesehen – 

nicht zwingend, sodass sie von Rechts wegen 

durch arbeitsvertragliche Vereinbarungen zulasten 

des Arbeitnehmers abbedungen werden konnten, 

wenn die Machtverhältnisse dies zuließen.

Diese gleichsam unvollständige Normativität 
der Betriebsvereinbarung unterstreicht noch ein-

mal das Gesamtbild, das sich nach dem Nieder-

gang der revolutionären Rätebewegung ergab. 

Von der großen Ambition dieser im strikten Sinne 

autonomen Räte war kaum etwas in die postrevo-

lutionäre Zeit und deren Konzeption des dualen 

Systems hinübergerettet worden.39 Das, was das 

Betriebsrätegesetz auf der Ebene des Rechts und 
die gewerkschaftliche Betriebsrätepolitik auf der 

Ebene der Praxis fixierten, erinnerte mehr an die 

kooperativen Räte des Kaiserreichs als an den 

Impetus der Revolution. Deren Irritationen und 

die damit eng verbundene Legitimationskrise des 

gewerkschaftlichen Vertretungsprimats schienen 

spätestens mit der Legislation von 1920 überwun-

den. Die juridische und die praktische Version des 

dualen Systems waren weitestgehend unbelastet 
durch revolutionäre Ablagerungen. Georg Flatow, 

der bedeutende Experte des frühen Betriebsverfas-

sungsrechts hat dazu in seinem Rückblick des 

Jahres 1924 das Fazit gezogen:

»Der Kampf zwischen Betriebsräten und Ge-

werkschaften ist damit arbeitsrechtlich in der 

33 Prägnant Ramm (1980); siehe insge-
samt Bender (2021).

34 Winschuh (1922) 17. Zusammen 
mit der Arbeit von Brigl-Matthiass
(1926) stellt Winschuhs Schrift eine 
besonders inspirierende Quelle zur 
Frühgeschichte des dualen Systems 
dar.

35 Auch zum Gesetzesinhalt klar und 
instruktiv das bereits erwähnte 
grundlegende Werk von Däubler /
Kittner (2020) hier 164–192.

36 »Die Befugnis der wirtschaftlichen 
Vereinigungen von Arbeitern und 

Angestellten, die Interessen ihrer 
Mitglieder zu vertreten, wird durch 
die Vorschriften dieses Gesetzes nicht 
berührt.«

37 Fraenkel (1966) 103.
38 »Der Arbeiterrat und der Angestell-

tenrat oder, wo ein solcher nicht be-
steht, der Betriebsrat hat die Aufgabe, 
soweit eine tarifvertragliche Rege-
lung nicht besteht, im Benehmen mit 
den beteiligten wirtschaftlichen Ver-
einigungen der Arbeitnehmer bei der 
Regelung der Löhne und sonstigen 
Arbeitsverhältnisse mitzuwirken, 

namentlich auch bei der Festsetzung 
der Akkord- und Stücklohnsätze oder 
der für ihre Festsetzung maßgeben-
den Grundsätze, bei der Einführung 
neuer Lösungsmethoden, bei der 
Festsetzung der Arbeitszeit […].«

39 Zur Frage des Räteartikels der WRV 
siehe Stolleis (2018), speziell 215 zur 
Verfassungsgebung zwischen Räte-
minimalismus und symbolischer Ge-
setzgebung.
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gleichen Weise entschieden worden, wie ihn 

die Arbeiterbewegung selbst in den Jahren 

1918–1920 entschieden hat, indem sie die Be-

triebsrätebewegung zu einem Glied der Ge-

werkschaftsbewegung gemacht und damit ver-
hindert hat, dass die im BRG schlummernde 

Tendenz des Betriebsegoismus, des Syndikalis-

mus und seines Widerparts, des (gelben) Werk-

vereins, über den gewerkschaftlichen Gedanken 

einer beruflichen Arbeiterpolitik siegte.«40

V. Turbulenzen

1. Von der Agenda der Arbeitspolitik ist die 

Kontroverse um das Mehrebenensystem trotz der 

Befestigungsleistung der frühen Jahre gleichwohl 

nicht verschwunden. Der Zerfall der Zentral-

arbeitsgemeinschaft der Koalitionen, der 1924 

besiegelt wurde,41 die Dominanz der staatlichen 

Zwangsschlichtung,42 die immer weitere Kreise 

zog, die scharfe Polemik einer neo-klassisch in-
spirierten Nationalökonomie gegen »politische 

Löhne«, die bereits im Zusammenhang mit dem 

Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-

versicherung von 1926,43 also noch in den ökono-

misch guten Jahren, eskalierte, die schwindende 

Fähigkeit des Staates überhaupt, die Effektivität 

und Legitimität der Sozialpolitik zu verteidigen: 

All dies formte den Rahmen der Dauerkrise des 

Arbeitsmarktregimes, die Weimar nicht mehr auf-
lösen konnte.44 In deren Kontext entstand in den 

letzten Jahren Weimars eine große Debatte über 

»Tariffesseln«,45 die man als eine zweite, die Tarif-

autonomie konkret betreffende Kündigung der 

Arbeitsgemeinschaft von 1918 und ihres Konsens-

modells verstehen durfte. Jetzt war in der Sicht 

der Gewerkschaft das Betriebsräteproblem, das 

Problem der Entkoppelung des dualen Systems 
wieder da, wenn auch unter gänzlich anderen 

Vorzeichen, als dies zu Zeiten der Revolution der 

Fall gewesen ist. Fraenkel erschien die Kampagne 

getragen vom »Bestreben des Unternehmertums, 

durch Verhandlung mit den Betriebsräten die 

Gewerkschaften auszuschalten«.46 Im Kern ging 

es um eine Umstellung der Regulationsweise auf 

Betriebsbezogenheit und betrieblichen Korporatis-
mus zulasten der Tarifautonomie, nicht als Folge 

eines revolutionären Syndikalismus, der 1918/19 

zur Debatte stand, sondern jetzt als Folge eines 

Umbruchs der Perspektive mit einem radikal ver-

betrieblichten Arbeitsmarktregime als arbeitspoli-

tischem Ziel.

Außer einer veritablen Literaturflut hat diese 

Kampagne dann wenig Zählbares erbracht. Sie 

ist im beschleunigten Prozess des Weimarer Ver-
schwindens untergegangen, wie so manche andere 

späte Reformidee auch. An Makroregulierung 

orientierte Zeitgenossen gaben nichts auf die De-

konstruktion des dualen Systems und auf die Ver-

betrieblichung der Normsetzung als Krisenlösung 

und verfolgten die Debatte mit Argwohn und 

Kritik.47 Und als die letzten wirkungslosen Ver-

öffentlichungen pro Dezentralität endlich erschei-
nen konnten, befand sich die Notverordnungs-

politik mit ihrem harschen etatistischen Akzent 

bereits auf einem anderen Weg,48 bevor die Kon-

troverse um die duale Autonomie im National-

sozialismus verebbte.

2. Angesichts des kläglichen Ausgangs könnte 

man über dieses letzte Gefecht, das zu Zeiten 

Weimars um das duale System und seinen Platz 

im Arbeitsmarktregime geführt wurde, die Akten 
schließen und sich – das Scheitern des Weimarer 

Konsensmodells und dessen fatale Folgen bekla-

gend – einfach vom Thema abwenden. Das kann 

man natürlich nicht, zumindest nicht ohne Weite-

res, denn die Geschichte der dualen Autonomie ist 

mit Weimar nicht zu Ende, und am Ende ange-

langt ist auch und gerade nicht der wiederkehren-

de Versuch, die Balance der Systemkomponenten 
neu zu justieren, um mit einer unternehmens-

näheren Normsetzung den Krisen des Arbeits-

markts zu entrinnen.

40 Flatow (1924) 388.
41 Zusammenfassend Bender (2021) 

289–291.
42 Becker (2005) 103–110. Zur diffe-

renten Situation in unterschiedlichen 
Branchen aber Plumpe (2004).

43 Zum Thema »Politischer Lohn« und 
zur sogenannten Cassel-Kontroverse 
Bender (1991) 155–160.

44 Die Eskalation des Ruhreisenstreits 
war das unübersehbare Krisenfanal. 
Dazu Preller (1949) 399–406.

45 Dazu ausführlich Weisbrod (1985) 
295–325.

46 Fraenkel (1966) 103.
47 Exemplarisch Huber (1932).
48 Instruktive Skizze bei Kittner (2005) 

487–495.
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Die jüngste Zeitgeschichte des Arbeitsmarkt-

regimes birgt eine lange diskursive Sequenz, in 

der über die historisch gewordene Vorherrschaft 

der Tarifautonomie gestritten wurde wie über 

kaum etwas anderes sonst.49 Sie führt von dem 
sehr speziellen und intrikaten Dezentralisierungs-

signal des spektakulären Leber-Rüthers-Kompro-

misses von 1984 mit anwachsender Heftigkeit hi-

nein in die beiden ersten Jahrzehnte der neuen 

Berliner Republik, bevor sich die Kombattanten, 

von der Regierung mit deutlichen Hinweisen ani-

miert, wieder in einen Zustand einer gewissen und 

womöglich trügerischen Ruhe versetzten. Nach-

dem man über zwei quälende Diskursjahrzehnte 
hinweg die »Krise der Tarifautonomie« und die 

Forderung nach einer grundlegenden »Flexibilisie-

rung« und »Verbetrieblichung« des Arbeitsmarkt-

regimes geradezu zelebriert hatte, schien die Legi-

timationskontroverse mit dem ersten Jahrzehnt 

des 21. Jahrhunderts beendet. Auf der Ebene des 

Rechts war der projektierte Paradigmenwechsel 

hin zu einer »Dezentralisierung und, womöglich, 
auch der Entgewerkschaftung der Lohnfindung«50

ausgefallen. Das Recht des Verhandlungssystems 

war in diesen beiden Jahrzehnten zwar unter 

Druck wie seit seinen Weimarer Tagen nicht mehr. 

Es hat diesem Druck aber widerstanden, fast schon 

wie ein Fels in der Brandung.51 Der Finanz- und 

Wirtschaftskrise entrann man auf stabiler Rechts-

grundlage mit neo-korporatistisch vereinten Kräf-

ten im Staat-Verbände-Verbund – und nicht zuletzt 
auch mit klugen Dezentralisierungsstrategien, die 

die Praxis der Arbeitspolitik veränderten.52 Nun 

wusste man wieder zu würdigen, was man dem 

tradierten Regime, dem sich unser Beitrag gewid-

met hat, verdankte. Teubners treffliches Resümee:

»Nach der Wirtschaftskrise erscheinen für viele 

Beobachter die neo-korporatistischen Arrange-
ments heute weltweit aufgrund ihres ›historical 

comparative advantage‹, angesichts ihrer höhe-

ren Produktivität und ihrer gesteigerten gesell-

schaftlichen Legitimität als die attraktiveren 

Produktionsregimes.«53

3. Mit dem Lobpreis der Re-Stabilisierung nach 

der großen Irritation sollte die Bilanz der jüngsten 

Turbulenz aber nicht ihr Bewenden haben. Zu 

vielzählig sind die Fragezeichen, die das tradierte 

Arbeitsmarktregime, seine normativen Strukturen 
und den Gesundheitszustand seiner institutionel-

len Akteure heute betreffen. Insbesondere die Re-

gimekomponente Tarifautonomie bietet Anlass zu 

Zweifeln. Bei allem rechtspolitischem Erfolg, bei 

allen gelungenen Anpassungsleistungen der Tarif-

politik, mit denen ein wichtiger Beitrag zur Resi-

lienz der Wirtschaft geleistet und fast schon ver-

lorenes Ansehen und Legitimität zurückgewonnen 

wurde: Es erscheint auch jetzt noch immer zweifel-
haft, ob die kommende Geschichte des Arbeits-

marktregimes als Stabilitätsgeschichte geschrieben 

werden kann.

Man ist, wie die Dinge heute liegen, von der 

Stabilisierung der Autonomie der Koalitionen 

nicht wirklich überzeugt. Denn es lässt sich 

schwerlich übersehen, dass die Erfolgsgaranten 

von eben, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbän-
de gleichermaßen, um die sozialen Prämissen ihrer 

Tarifautonomie hart zu kämpfen haben, wie 

schwächelnde Organisationsgrade und tariffreie 

Räume belegen. Sogar dort, wo man – wie vor 

allem in den traditionsgeprägten Sektoren der 

Industrie des alten Westens und im öffentlichen 

Sektor – noch über Bindungskraft verfügt, mehrt 

sich die Skepsis, ob die exponierte Position im 

Arbeitsmarktregime gehalten werden kann. In 
den enttraditionalisierten Regionen des Beitritts-

gebiets, in den neuen post-industriellen Branchen, 

in der sich entfaltenden Gig Ecomomy54 der Platt-

formen schon gar, tun sich die Koalitionen und 

ihre Statusverträge mehr als schwer damit, über-

haupt irgendwie Fuß zu fassen. Das Prinzip der 

freien Assoziationen als Produzent von Normati-

vität gerät von unten her ins Wanken. Gleichzeitig 
steht die Tarifautonomie bei staatlichen und supra-

staatlichen Akteuren als Problemlöser und Ord-

nungsgarant hoch im Kurs, fast so, als habe sich 

seit den Glanzzeiten des Regimes nichts geändert. 

So lässt die Europäische Union keine Gelegenheit 

49 Dazu ausführlich Bender (2018).
50 Streeck (2013) 57.
51 Zu Persistenz trotz starkem Verän-

derungsdruck Pierson (1998).
52 »Kontrollierte Dezentralisierung«. 

Zu dieser neuen Tarifpolitik etwa 

Bahnmüller (2010) und zusammen-
fassend Bender (2018) 712–714.

53 Teubner (2014) 218.
54 Zu den Konturen Crouch (2019).
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aus, die Bedeutung des Tarifvertrags für die Züge-

lung und Einbettung der neuen Formen der Arbeit 

zu betonen.55 Und auch der in Deutschland abge-

schlossene Koalitionsvertrag bestätigte die Insti-

tution Tarifautonomie als unverzichtbar. Nur We-
niges findet sich freilich zu den Problemen der 

prospektiven Problemlöser, zu den fragilen sozia-

len Voraussetzungen der Kollektivverträge und da-

zu, ob die ordnungspolitischen Erwartungen an-

gesichts der unübersehbaren Schwierigkeiten noch 

realistisch sind. Nicht von ungefähr widmen sich 

hochmögende Initiativen und Foren verstärkt der 

Frage, was man zur Sanierung der angeschlagenen 

Institution Tarifautonomie unternehmen könnte. 
So ist die Uraltdebatte über tarifvertragliche Diffe-

renzierungsklauseln als Anreiz für Mitgliedschaft 

jetzt wieder entflammt,56 und der altehrwürdige 

Deutsche Juristentag verhandelte, auf den histori-

schen Wegen von 1908 wandelnd, über die »Stär-

kung der Tarifautonomie« und über »Änderungen 

des Tarifvertragsrechts«, die sich zu diesem Zweck 

»empfehlen«.57

Jenseits des Stärkungs-Diskurses sind noch 

handfestere Anzeichen für eine tiefgreifende Ver-

änderung kaum zu übersehen. Das Avancement 

der staatlichen Lohnpolitik, die immer stärker in 

Gang kommt, ist in diesem Zusammenhang be-

sonders auffällig. Der Staatsanteil des Arbeits-

marktregimes wächst. Das Instrument der Allge-

meinverbindlichkeitserklärung wird forciert, wo 

immer dies möglich ist. Und man setzt im Niedrig-
lohnsektor auf gesetzliche Mindestlöhne, die man 

in Deutschland über ein Jahrhundert hinweg ver-

mieden hatte.58 Im Bundestagswahlkampf von 

2021 wurde die Höhe des Mindestlohns zum 

Kampagnenschlager und im Vollzug des Wahl-

ergebnisses – an der korporatistisch konzipierten 

Mindestlohnkommission vorbei – sogleich zum 

Gegenstand der Lohngesetzgebung des direkten 
Staates.59 Diesem vorrückenden Staat im Geiste 

eines überkommenen kollektiven Liberalismus in 

seinem eigenen wohlverstandenen Interesse zur 

Abstinenz zu raten, scheint indessen wenig hilf- 

und aussichtsreich. Die Defizite des tradierten Ar-

beitsmarktregimes, die sich auftun, können dem 

auf Intervention festgelegten Wohlfahrtsstaat ein-
fach nicht gleichgültig sein. Arbeitseinkommen, 

die trotz Arbeit in Armut münden, aber auch 

»ungerechte Entlohnung« überhaupt, der dasTarif-

vertragssystem nichts Überzeugendes entgegenzu-

setzen hat, kann dieser Staat nicht ohne große 

Schwierigkeiten durchhalten; den Übergang zur 

Direktregulierung auf breiter Front zu einem 

gründlich »entkomplizierten« Regime angesichts 

der dann allfälligen Legitimations- und Überlast-
probleme womöglich aber auch nicht. Das Prob-

lem der nicht-staatlichen Ressourcen des interven-

tionistischen Staats, das wir – auf historische Aus-

gangspunkte blickend – aufgeworfen haben,60

wird unter den Umständen unserer Zeit wieder 

zusehends akut.

VI. Schlussbemerkung

Mit Prognosen hat sich die Normativitätsge-

schichte zurückzuhalten. Was man aber vielleicht 

doch sagen darf: Es könnte angesichts der Funk-

tionsprobleme die Frage nach einer Veränderung 

des Arbeitsmarktregimes nicht so fern liegen, wie 

man, beeindruckt von großer Regimegeschichte 

und Blütezeiten der Institution, noch gerne glau-
ben mag. In welchem modernisierten Gewand 

auch immer: Mit dem Thema Regimereform 

könnte jene Komponente ins Spiel kommen, die 

ein »atypischer« Sinzheimer unter zugespitzten 

gesellschaftlichen Umständen einst erwogen hatte: 

»Räte« über die Mikroebene des Betriebs hinaus-

greifend als bestimmende Kraft im Regime des 

Arbeitsmarkts, als korporatistische Variante der 
»Autonomie«. Im beginnenden 20. Jahrhundert 

stand sie als Alternative zu Interventionsstaat und 

55 Siehe die Pressemitteilung der Euro-
päischen Kommission vom 30. Juni 
2020: »Europäische Kommission lei-
tet Verfahren zur Klärung der Frage 
von Tarifverhandlungen für Selbstän-
dige ein.« Ziel der Initiative ist es zu 
gewährleisten, »dass die Arbeitsbe-
dingungen durch Tarifverträge nicht 
nur für Arbeitnehmer, sondern auch 
für schutzbedürftige Selbständige 
verbessert werden können.« Dabei 

gehe es nicht zuletzt auch darum, die 
kollektivvertragliche Regulierung 
mit den Wettbewerbsvorschriften der 
EU zu harmonisieren. Zugleich – und 
dies ist in unserem Zusammenhang 
zu unterstreichen – kommt aber auch 
die Debatte um »Europäische Be-
triebsräte« in Fahrt. Zu dieser Insti-
tution Kocher (2020) 224–227.

56 Vgl. den Gesetzesentwurf von 
Benecke u. a. (2021).

57 Gutachten von Bepler (2014).
58 Siehe z. B. Schubert u. a. (2015).
59 Laut »BDA-Agenda 4/22: Tarifauto-

nomie schützen« erwägt der Arbeit-
geberverband, gestützt auf ein Gut-
achten des Staatsrechtlers Schorkopf, 
Verfassungsklage wegen Verstoßes 
gegen die Tarifautonomie des Art. 9 
III GG einzureichen.

60 Oben bei Anm. 14.
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freiem kollektiven Verhandeln hoch im Kurs, wie 

wir am Anfang des Beitrags erwähnten. Korpora-

tismus als dritter Weg zwischen Staat und Assozia-

tion hat damals viele Teilnehmer am sozial- und 

rechtspolitischen Diskurs fasziniert und hatte in 
der großen Soziologie Durkheims eine besonders 

brillante Fürsprecherin.61 Als große Lösung wurde 

»Korporatismus« damals aber nicht implementiert, 

sieht man von den steckengebliebenen Reminis-

zenzen im Räteartikel der Weimarer Reichsverfas-

sung, die wir erwähnt haben, und von dem einen 

oder anderen späteren Denkansatz pro Wiederbe-

lebung einmal ab. Im Systemgedächtnis blieb die 

Variante zwischen Etatismus und Pluralismus vor 

allem als verworfene Möglichkeit verankert. Zumin-

dest in den dezentralen Betriebsräten des dualen 
Systems, an das wir erinnert haben, ist sie über das 

Jahrhundert des Arbeitsmarktregimes hinweg aber 

als vitale Struktur stets präsent geblieben.
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